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Beratungsgegenstand

Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der
Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen

Auslegungsbeschluss für das Änderungsverfahren 36 MH - Uhlenhorstweg / Fasanenweg

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt Oberhausen nimmt die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und 
diesbezügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zu folgendem RFNP-Änderungsverfahren zur 
Kenntnis:

36 MH – Uhlenhorstweg / Fasanenweg

2. Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt die öffentliche Auslegung und Beteiligung der 
öffentlichen Stellen und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf Grundlage des vorliegenden 
Planentwurfes für das Änderungsverfahren zum RFNP:

36 MH – Uhlenhorstweg / Fasanenweg
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1 Konsequenzen
2
3 a) Finanzielle
4
5     keine [ X ]
6
7     ja [ ]
8
9 b) Sonstige Keine

10
11
12 Begründung
13
14 Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 02.05.2018 zu dem  Änderungsverfahren 36 MH nach 
15 Vorberatung im verfahrensbegleitenden Ausschuss RFNP am 23.02.2018 die Erarbeitung des 
16 Änderungsverfahrens 36 MH beschlossen. Auf Grundlage der gleichlautenden Ratsbeschlüsse wurde 
17 die frühzeitige Beteiligung der der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
18 Öffentlichkeit im Zeitraum 12.06.-13.07.2018 sowie 25.06.-25.07.2018 durchgeführt.
19
20 Änderung Nr. 36 MH - Uhlenhorstweg / Fasanenweg
21
22 Der 12,6 ha umfassende Änderungsbereich liegt im Grenzbereich der Stadtteile Broich und Speldorf. 
23 Er befindet sich am nördlichen Rand des Broich-Speldorfer Waldes und verfügt über einen 
24 erheblichen Baumbestand, der Wald im Sinne des Gesetzes darstellt. Im RFNP ist dieser Bereich als 
25 Grünfläche dargestellt, die Änderung der Darstellung in Wald soll also dem tatsächlichen Bestand 
26 gerecht werden. Eine planerische Sicherung dieses Waldbereiches ist ein wesentliches Ziel der 
27 Änderung. 
28
29 In diesem Areal befindet sich darüber hinaus auch eine Bestandsbebauung, die auf die sogenannte 
30 „Broich-Speldorfer Wald- und Gartenstadt“ zurückzuführen ist. Anfang des letzten Jahrhunderts sollte 
31 im Broich-Speldorfer Wald eine Siedlung für Industriellen-Landhäuser entstehen. Dieses Vorhaben 
32 wurde bis auf wenige Villen nicht verwirklicht. Im Zusammenhang mit einer Außenbereichssatzung 
33 dient dieses Änderungsverfahren des Weiteren der Bestandssicherung der moderaten und historisch 
34 gewachsenen Bebauung von insgesamt 12 Hauptgebäuden. Sanierungen, Um- und Anbauten sowie 
35 im Einzelfall auch Ersatzneubauten stellen ein geeignetes Mittel dar, den historischen Gebäude-
36 bestand heutigen Anforderungen anzupassen.
37
38 Im Änderungsbereich wird die zeichnerische Darstellung bzw. Festlegung von Grünflächen / 
39 Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche (AFAB) in Wald / Waldbereiche geändert. Die 
40 überlagernden Festlegungen Regionaler Grünzug und teilweise Bereiche zum Schutz der Landschaft 
41 und landschaftsorientierten Erholung (BSLE) bleiben unverändert bestehen. 
42
43 Bei dem Änderungsverfahren haben sich die Planungsziele und –inhalte auf Grundlage der 
44 frühzeitigen Beteiligung nicht geändert.
45
46 Die öffentliche Auslegung auf die Dauer eines Monats erfolgt gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch sowie 
47 gemäß § 9 Abs. 2 Raumordnungsgesetz i. V. m. § 13 Abs.1 und § 39 Landesplanungsgesetz. Für 
48 eine Verlängerung der Regelfrist liegt kein wichtiger Grund vor (Planverfahren ohne besondere 
49 Komplexität).
50
51
52
53
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54 Die Beteiligung der öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf die 
55 Dauer eines Monats erfolgt gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 9
56 Abs. 2 Raumordnungsgesetz in Verbindung mit § 13 Abs.1 und § 39 Landesplanungsgesetz sowie
57 § 33 der Verordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes.
58
59 Im Anschluss an die Behördenbeteiligung sind zu dem Änderungsverfahren 36 MH die 
60 Stellungnahmen der Behörden bzw. der öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts nach
61 § 4 Raumordnungsgesetz gemäß § 19 Abs. 3 Landesplanungsgesetz mit diesen zu erörtern, soweit 
62 raumordnerische Belange betroffen sind. Dabei ist ein Meinungsausgleich anzustreben. 
63
64 Nach Durchführung dieser Verfahrensschritte wird die Planänderung zum abschließenden Beschluss 
65 erneut in die Gremien der beteiligten Städte eingebracht und im Anschluss zur Genehmigung bei der 
66 Landesplanungsbehörde eingereicht.
67
68
69 Anlagen
70
71 Anlage 1 Änderungsplan zu dem Änderungsverfahren
72
73 Anlage 2 Begründung mit Umweltbericht zu dem Änderungsverfahren
74
75 Anlage 3 Synoptische Darstellungen der in der Beteiligung vorgebrachten Anregungen und der 
76 Stellungnahmen der Verwaltung zu dem Änderungsverfahren
77
78 Die umfangreichen Anlagen 2 und 3 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur 
79 Haushaltskonsolidierung nicht in Papierform beigefügt. Sie liegen aber während der Sitzung zur 
80 Einsichtnahme aus und können darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS 
81 heruntergeladen werden.
82
83
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(Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen)

Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes
der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr

Stand: Januar 2019 (Entwurf)

Plankarte Alt: Plankarte Neu:

Geltungsbereich Geltungsbereich

Nr. 36 MH (Uhlenhorstweg / Fasanenweg)

Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW
© Geobasis NRW 2016, Hinweis: ältere Ausgabe der TK50

Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW
© Geobasis NRW 2016, Hinweis: ältere Ausgabe der TK50
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gemäß § 5 Abs.2  BauGB gemäß Anlage  zu § 3 Abs. 1 der Planverordnung

Bereiche zum Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierten Erholung (BSLE)

Regionale Grünzüge

gemäß § 5 Abs.4  BauGB
Über die Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz
hinausgehende Einzugsgebiete (Zone IIIB)

Schienenwege für den überregionalen und regionalen Verkehr

Wald Waldbereiche
gemäß § 5 Abs.2  BauGB gemäß Anlage  zu § 3 Abs. 1 der Planverordnung

Bereiche zum Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierten Erholung (BSLE)

Regionale Grünzüge
Grünflächen Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche

gemäß § 5 Abs.4  BauGB
Über die Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz
hinausgehende Einzugsgebiete (Zone IIIB)

Schienenwege für den überregionalen und regionalen Verkehr
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1 Anlass und Erfordernis der Änderung 2 
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Teil A: Begründung 

1 Anlass und Erfordernis der Änderung  

Der ca. 12,6 ha umfassende Änderungsbereich befindet sich am nördlichen Rand des Broich-
Speldorfer Waldes und verfügt über einen erheblichen Baumbestand, der Wald im Sinne des 
Gesetzes darstellt. Im RFNP ist dieser Bereich als Grünfläche dargestellt. Die Änderung der 
Darstellung in Wald würde also dem tatsächlichen Bestand gerecht werden. Eine planerische 
Sicherung dieses Waldbereiches ist ein wesentliches Ziel der Änderung. 

In diesem Areal befindet sich darüber hinaus auch eine Bestandsbebauung, die auf die soge-
nannte „Broich-Speldorfer Wald- und Gartenstadt“ zurückzuführen ist. In der Zeit zwischen 
1906 und 1933 sollte im Broich-Speldorfer Wald eine Siedlung für Industriellen-Landhäuser 
entstehen. Die Planungen wurden bis auf wenige Villen nicht verwirklicht und die Gesellschaft, 
die die Entwicklung tragen sollte, letztlich aufgelöst. In späterer Zeit, insbesondere nach 1945, 
wurden nachlaufend noch einige Gebäude mit dem Hinweis genehmigt und errichtet, dass die 
Eigentümer dort von der o.g. Gesellschaft Bauland erworben hätten. Die für den Bereich rund 
um den Uhlenhorstweg in den Jahren 1907/1908 aufgestellte verbindliche (Bauleit-)Planung 
ist in den letzten 100 Jahren kriegsbedingt verloren gegangen und nicht mehr rekonstruierbar. 
Ein durch eine verbindliche Planung begründbares Baurecht für die genehmigten Bestands-
bauten liegt somit nicht vor.  

Die o.g. Bestandsbebauung befindet sich nach aktueller Rechtslage also im planerischen 
„Außenbereich“, da kein anwendbarer Bebauungsplan vorliegt. Bauanträge sind nach den 
Vorschriften des § 35 BauGB zu beurteilen. Die vorhandene Bebauung – zur Zeit der Errich-
tung gehobener Standard – ist teilweise in die Jahre gekommen und genügt nicht mehr den 
heutigen Ansprüchen an gehobenes Wohnen. Sanierungen, Um- und Anbauten sowie im Ein-
zelfall auch Ersatzneubauten stellen ein geeignetes Mittel dar, den Gebäudebestand heutigen 
Anforderungen anzupassen. Die Spielräume insbesondere für (Teil-)Abriss und Neubau sind 
aufgrund der derzeitigen baurechtlichen Situation gering, Bauwünsche stoßen auf die engen 
Grenzen des § 35 BauGB. Es handelt sich dabei in der Regel um „sonstige Vorhaben“ gem. 
§ 35 Abs. 2 BauGB, die im Einzelfall zugelassen werden können, wenn diese öffentliche Be-
lange nicht beeinträchtigen und die Erschließung gesichert ist. In der Regel sind jedoch min-
destens die Belange eines Widerspruchs zur Darstellung des Flächennutzungsplans und der 
Verfestigung bzw. Erweiterung einer Splittersiedlung beeinträchtigt, so dass Genehmigungen 
hier nicht erteilt werden können.  

Zur Bestandssicherung und Anpassung der Bebauung an die heutigen Wohnansprüche – 
hierzu zählt auch die Schaffung von Ersatzneubauten soll in einer Kombination aus bestands-
orientierter Änderung des RFNP und einer Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) BauGB zu-
künftig eine planungsrechtliche Erleichterung für die vorhandene Wohnbebauung geschaffen 
werden. Mittels einer sog. Außenbereichssatzung kann die Gemeinde „für bebaute Bereiche 
im Außenbereich, die nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine 
Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohn-
zwecken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegengehalten werden kann, 
dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder 
Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten 
lassen“ (§ 35 Abs. 6 BauGB, auszugsweise). Da im hier zitierten Absatz 6 nur Flächen für die 
Landwirtschaft und Wald aufgezählt werden - hingegen aber keine Grünflächen (gegenwärtige 
RFNP-Darstellung) – ist dieses RFNP-Änderungsverfahren als planerische Ergänzung der 
Außenbereichssatzung hier erforderlich und stellt hinsichtlich der Darstellung von Wald eine 
Anpassung an den in der Örtlichkeit vorhandenen Waldbestand dar. Die Satzung ändert dabei 
nichts an der Außenbereichslage der bestehenden Gebäude und schafft kein Baurecht. 
 Durch die Satzung wird lediglich festgestellt, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben die 
Darstellung als Fläche für Wald nicht entgegengehalten werden kann 
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Die Satzung erleichtert somit eine Genehmigung auf Basis des § 35 Abs. 2 BauGB Auf Ebene 
des bauordnungsrechtlichen Verfahrens werden im Rahmen einer Baugenehmigung nach 
§ 35 BauGB alle planungsrechtlichen und fachrechtlichen Belange, wie z.B. der Artenschutz 
geprüft.  

2 Planungsrechtliche Vorgaben 

2.1 Vorgaben des Landesentwicklungsplans (LEP) 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist nach Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt des Landes NRW am 08.02.2017 in Kraft getreten.  

Für den Geltungsbereich der RFNP-Änderung enthält der LEP in seinem zeichnerischen Teil 
die Festlegung „Gebiete für den Schutz des Wassers“. Nachrichtlich ist im zeichnerischen Teil 
des LEP der RFNP-Änderungsbereich dem Freiraum zugewiesen und liegt innerhalb eines 
Grünzugs. Darüber hinaus sind für die Änderung insbesondere die folgenden textlichen Ziele 
bzw. Grundsätze zu beachten: 

6.1-2 Grundsatz Leitbild "flächensparende Siedlungsentwicklung" 

Die Regional- und Bauleitplanung soll die flächensparende Siedlungsentwicklung im Sinne 
des Leitbildes, in Nordrhein-Westfalen das tägliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto-Null" zu reduzieren, umsetzen. 

Die Stadt Mülheim an der Ruhr verfolgt seit langer Zeit hinsichtlich der Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Siedlungsentwicklung eine restriktive Stadtentwicklungspolitik. Dem Grund-
satz wird entsprochen, da keine neuen Siedlungsflächen ausgewiesen werden. 

6.1-3 Grundsatz Leitbild "dezentrale Konzentration" 

Die Siedlungsstruktur soll dem Leitbild der "dezentralen Konzentration" entsprechend weiter-
entwickelt werden. Dabei ist die zentralörtliche Gliederung zugrunde zu legen. 

6.1-5 Grundsatz Leitbild "nachhaltige europäische Stadt" 

Die Siedlungsentwicklung soll im Sinne der "nachhaltigen europäischen Stadt" kompakt ge-
staltet werden und das jeweilige Zentrum stärken. Regional- und Bauleitplanung sollen durch 
eine umweltverträgliche, geschlechtergerechte und siedlungsstrukturell optimierte Zuordnung 
von Wohnen, Versorgung und Arbeiten zur Verbesserung der Lebensqualität und zur Redu-
zierung des Verkehrsaufkommens beitragen. 

Große Siedlungsbereiche sollen siedlungsstrukturell und durch ein gestuftes städtisches Frei-
flächensystem gegliedert und aufgelockert werden. Dies soll auch Erfordernisse zur Anpas-
sung an den Klimawandel erfüllen. Orts- und Siedlungsränder sollen erkennbare und raum-
funktional wirksame Grenzen zum Freiraum bilden. 

6.1-6 Grundsatz Vorrang der Innenentwicklung 

Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung haben Vorrang vor der Inanspruchnahme 
von Flächen im Außenbereich. Die gezielte Erhaltung und Neuschaffung von Freiflächen im 
Innenbereich aus städtebaulichen Gründen ist hiervon unbenommen. 

Das vorliegende Änderungsverfahren hat - neben der Sicherung des Waldbereiches auf der 
Ebene des RFNP – des Weiteren auch zum Ziel, eine Bestandssicherung der moderaten und 
historisch gewachsenen Bebauung von insgesamt 12 Hauptgebäuden in dem 12,6 ha umfas-
senden Waldbereich entsprechend der o.g. Außenbereichssatzung zu gewährleisten. Neu-
bauten – unabhängig von der Bestandsbebauung – sind im Änderungsbereich weder beab-
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sichtigt, noch planungsrechtlich zulässig. Durch die Darstellung von Wald im RFNP wird 
hochwertiger Freiraum langfristig gesichert. Zusätzliche Flächen für die Siedlungsentwicklung 
werden nicht in Anspruch genommen. Da durch den Zusammenhang zur Außenbereichssat-
zung höchstens Ersatzneubauten für bestehende Gebäude bzw. Gebäudeteile entstehen 
können, entspricht diese RFNP-Änderung den vorgenannten Grundsätzen des LEP. 

6.1-7 Grundsatz Energieeffiziente und klimagerechte Siedlungsentwicklung 

Planungen von neuen Siedlungsflächen und des Umbaus bzw. der Sanierung von Siedlungs-
gebieten sollen energieeffiziente Bauweisen, den Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung sowie 
Möglichkeiten der passiven und aktiven Nutzung von Solarenergie und anderen erneuerbaren 
Energien begünstigen. 

Die räumliche Entwicklung soll die bestehende Vulnerabilität des Siedlungsraums gegenüber 
Klimafolgen – insbesondere Hitze und Starkregen – nicht weiter verschärfen, sondern die Wi-
derstandsfähigkeit des Siedlungsraums stärken und dazu beitragen, die Auswirkungen des 
Klimawandels abzumildern. 

In Mülheim an der Ruhr wird bei der Planung neuer Baugebiete bzw. bei der Sanierung be-
stehender Siedlungsbereiche nach Möglichkeit auf eine energieeffiziente Siedlungsstruktur 
geachtet. Beispiele hierfür sind u.a. das Mülheimer Solardachkataster und umfangreiche In-
vestitionen der lokalen Mülheimer Energiedienstleistungsgesellschaft (medl) in die Kraft-
Wärme-Kopplung. Die Bestandsbebauung im Änderungsbereich ist heute zum Teil in die Jah-
re gekommen und genügt nicht mehr den heutigen Ansprüchen an gehobenes Wohnen. Hier 
besteht für die Eigentümer die Chance, bei den ohnehin anstehenden Sanierungsmaßnah-
men, auf die zahlreichen Fördermöglichkeiten im Bereich der energieeffizienten Sanierung 
zurückzugreifen und zugleich langfristig Energiekosten einzusparen. Die bestehenden Wald-
flächen, welche einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten, werden durch die Änderung 
langfristig gesichert. Dem Grundsatz wird entsprochen. 

6.1-8 Grundsatz Wiedernutzung von Brachflächen 

Durch Flächenrecycling sollen Brachflächen neuen Nutzungen zugeführt werden. Dabei sollen 
isoliert im Freiraum liegende Flächen einer Freiraumnutzung zugeführt werden. Zu den Nach-
folgenutzungen regionalbedeutsamer Brachflächen soll frühzeitig ein regionales Konzept er-
arbeitet werden. Im Hinblick auf die Wiedernutzung ggf. belasteter Brachflächen soll der Alt-
lastenverdacht im Planungsprozess frühzeitig geklärt werden. 

6.1-9 Grundsatz Vorausschauende Berücksichtigung von Infrastrukturkosten und Infrastruktur-
folgekosten  

Wenn beabsichtigt ist, Flächen für Siedlungszwecke in Anspruch zu nehmen, sollen von den 
Kommunen zuvor die Infrastrukturkosten und auch die Infrastrukturfolgekosten dem Stand der 
Planung entsprechend ermittelt und bewertet werden. 

6.2-1 Grundsatz Ausrichtung auf zentralörtlich bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche 

Die Siedlungsentwicklung in den Gemeinden soll auf solche Allgemeine Siedlungsbereiche 
ausgerichtet werden, die über ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten 
Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen verfügen (zentralörtlich bedeutsame Allge-
meine Siedlungsbereiche).  

Erforderliche neue Allgemeine Siedlungsbereiche sollen unmittelbar anschließend an vorhan-
denen zentralörtlich bedeutsamen Allgemeinen Siedlungsbereichen festgelegt werden. Ste-
hen der Erweiterung zentralörtlich bedeutsamer Siedlungsbereiche topographische Gegeben-
heiten oder andere vorrangige Raumfunktionen entgegen, kann die Ausweisung im Zusam-
menhang mit einem anderen, bereits im Regionalplan dargestellten Allgemeinen Siedlungsbe-
reich erfolgen. 
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Die vorliegende Planung hat unmittelbar die Umwidmung einer Grünfläche in einen Waldbe-
reich auf der Ebene des RFNP zum Ziel. Mittelbar, also im Zusammenhang mit der Außenbe-
reichssatzung gem. § 35 (6) BauGB, dient diese RFNP-Änderung der Bestandssicherung der 
im Änderungsbereich vorhandenen Bebauung. Das Plangebiet liegt am Rand eines ASB und 
ist nicht zuletzt aufgrund seiner Historie ein Teil des Mülheimer Siedlungsgefüges. Im Mülhei-
mer Stadtgebiet findet man an mehreren Stellen eine stark aufgelockerte und hochwertige 
Bebauung vor, die den Übergang vom Siedlungsbereich zum Freiraum markiert. Infrastruktur-
kosten entstehen durch die Darstellungsänderung von Grünfläche in Wald nicht. Durch diese 
RFNP-Änderung werden keine neuen Siedlungsflächen ausgewiesen. Stattdessen trägt sie in 
Verbindung mit den Regelungen der Außenbereichssatzung indirekt dazu bei, dass vorhan-
dene Bebauung weiter genutzt werden kann und somit Eingriffe an anderer Stelle, durch die 
Ausweisung neuer Wohnbauflächen, vermieden werden können. Die Planung entspricht dem-
nach den Grundsätzen 6.1-8, 6.1-9 und 6.2-1. 

6.2-2 Grundsatz Nutzung des schienengebundenen öffentlichen Nahverkehrs 

Vorhandene Haltepunkte des schienengebundenen öffentlichen Nahverkehrs sollen bei der 
Ausrichtung der Siedlungsentwicklung besonders berücksichtigt werden. 

Mit dieser Änderung des RFNP wird keine Siedlungsentwicklung ermöglicht. Da es im Plan-
gebiet jedoch vereinzelt Wohngebäude im Bestand gibt, deren Erhaltung und Änderung durch 
das Zusammenwirken von RFNP-Änderung und Außenbereichssatzung vereinfacht wird, er-
folgt dennoch eine Prüfung des Grundsatzes 6.2-2. Die vorliegende Planung entspricht dem 
Grundsatz, denn der nächste Haltepunkt des schienengebundenen öffentlichen Nahverkehrs 
befindet sich direkt am südlichen Rand des Änderungsbereichs. Es handelt hierbei um die 
Endhaltestelle „Uhlenhorst“ der Straßenbahnlinie 102. 

7.1-1 Grundsatz Freiraumschutz 

Der Freiraum soll erhalten werden; seine Nutz-, Schutz-, Erholungs- und Ausgleichsfunktionen 
sollen gesichert und entwickelt werden. Der Erhalt der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Freiraums ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die Leistungen und Funktionen des Freiraums als 

– Lebensraum für wildlebende Tiere und Pflanzen sowie als Entwicklungsraum  
 biologischer Vielfalt,  
– klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum, 
– Raum mit Bodenschutzfunktionen, 
– Raum mit bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktionen, 
– Raum für Land- und Forstwirtschaft, 
– Raum weiterer wirtschaftlicher Betätigungen des Menschen, 
– Raum für landschaftsorientierte und naturverträgliche Erholungs-,  
 Sport- und Freizeitnutzungen,  
– Identifikationsraum und prägender Bestandteil historisch gewachsener  
 Kulturlandschaften und  
– als gliedernder Raum für Siedlungs- und Verdichtungsgebiete. 

7.1-2 Ziel Freiraumsicherung in der Regionalplanung 

Die Regionalplanung hat den Freiraum insbesondere durch Festlegung von Allgemeinen Frei-
raum- und Agrarbereichen, Waldbereichen und Oberflächengewässern zu sichern. Sie hat 
den Freiraum durch Festlegung spezifischer Freiraumfunktionen und -nutzungen zu ordnen 
und zu entwickeln und Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen im Freiraum zu tref-
fen. 
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7.1-5 Ziel Grünzüge 

Zur siedlungsräumlichen Gliederung sind in den Regionalplänen regionale Grünzüge als Vor-
ranggebiete festzulegen. Sie sind auch als siedlungsnahe Freiflächen für freiraumorientierte 
Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen, Biotopverbindungen und in ihren klimatischen und 
lufthygienischen Funktionen zu erhalten und zu entwickeln.  

Regionale Grünzüge sind im Hinblick auf ihre freiraum- und siedlungsbezogenen Funktionen 
vor einer siedlungsräumlichen Inanspruchnahme zu schützen. Sie dürfen für siedlungsräumli-
che Entwicklungen ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, wenn für die siedlungs-
räumliche Entwicklung keine Alternativen außerhalb des betroffenen Grünzuges bestehen und 
die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten bleibt. 

Da die Änderung von Grünfläche in Wald innerhalb der Freiraumkategorien vollzogen wird 
und keine neuen Bauflächen oder Siedlungsbereiche dargestellt bzw. festgelegt werden, ent-
spricht dieses Änderungsverfahren den vorgenannten Zielen und Grundsätzen des LEP zum 
Freiraumschutz.  

7.3-1 Ziel Walderhaltung und Waldinanspruchnahme 

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für die nachhaltige Holzproduktion, den Arten- 
und Biotopschutz, die Kulturlandschaft, die landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Frei-
zeitnutzung, den Klimaschutz und wegen seiner wichtigen Regulationsfunktionen im Land-
schafts- und Naturhaushalt zu erhalten, vor nachteiligen Entwicklungen zu bewahren und wei-
terzuentwickeln. Dazu werden in den Regionalplänen entsprechende Waldbereiche festgelegt. 
[…] 

Durch die zukünftige Darstellung von Wald im Änderungsbereich soll hochwertiger Freiraum, 
über andere gesetzliche Regelungen hinaus, auch im RFNP langfristig gesichert werden. 

7.4-3 Ziel Sicherung von Trinkwasservorkommen 

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, die für die öffentliche Wasserversorgung 
genutzt werden oder für eine künftige Nutzung erhalten werden sollen, sind so zu schützen 
und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und Versorgung der Bevölkerung mit einwand-
freiem Trinkwasser dauerhaft gesichert werden kann. Sie sind in ihren für die Trinkwasserge-
winnung besonders zu schützenden Bereichen und Abschnitten in den Regionalplänen als 
Bereiche für den Grundwasserschutz und Gewässerschutz festzulegen und für ihre wasser-
wirtschaftlichen Funktionen zu sichern. 

Der Änderungsbereich liegt in einem über die Bereiche für den Grundwasser- und Gewässer-
schutz hinausgehenden Einzugsgebiet (Wasserschutzzone III B). Die bestandsorientierte Pla-
nung beeinträchtigt diese Wasserschutzzone III B in keiner Weise, dem Ziel 7.4-3 wird ent-
sprochen. 

Die Landesregierung hat am 17.04.2018 Änderungen am Landesentwicklungsplan NRW be-
schlossen und hierzu das Beteiligungsverfahren eingeleitet. Die in Aufstellung befindlichen 
Ziele des LEP stellen somit gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 Raumordnungsgesetz sonstige Erforder-
nisse der Raumordnung dar und sind bei raumbedeutsamen Planungen zu berücksichtigen. 
Die vorgesehene textliche Änderung berücksichtigt veränderte Zielvorstellungen der jetzigen 
Landesregierung und die Änderungen des Raumordnungsgesetzes. 

Für das vorliegende Änderungsverfahren ergibt sich kein inhaltlicher Bezug zu den geplanten 
Änderungen; die Planung entspricht den in Aufstellung befindlichen Zielen der Raumordnung.  
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2.2 Vorgaben des Regionalplans Ruhr  

Die Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr (RVR) hat am 07.06.2018 den Erar-
beitungsbeschluss zum Regionalplan Ruhr gefasst. Die in Aufstellung befindlichen Ziele des 
Regionalplans stellen somit gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 Raumordnungsgesetz ebenfalls sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung dar und sind bei raumbedeutsamen Planungen zu berück-
sichtigen. 

Der Entwurf des Regionalplans Ruhr legt in seinem zeichnerischen Teil für den Änderungsbe-
reich Waldbereiche fest. Überlagernd wird ein Regionaler Grünzug festgelegt. Am Nordrand 
des Änderungsbereiches werden die Festlegungen zusätzlich von einem Bereich zum Schutz 
der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung (BSLE) überlagert. Textliche Ziele des 
Regionalplanentwurfs stehen der geplanten RFNP-Änderung nicht entgegen. Die Planung 
entspricht somit den in Aufstellung befindlichen Vorgaben des Regionalplans Ruhr. 

2.3 Vorgaben des RFNP 

Für die Planung relevante textliche Ziele und Grundsätze der Raumordnung des RFNP sind 
insbesondere folgende: 

Ziel 17: Funktionsfähigkeit des Freiraumes erhalten 

Wegen seiner Nutz- und Schutzfunktionen, seiner Erholungs- und Ausgleichsfunktionen und 
seiner Funktionen als Lebensraum für Pflanzen und Tiere ist der bestehende Freiraum zu 
erhalten. Die noch vorhandenen großen, unzerschnittenen Freiraumbereiche sind vor weiterer 
Zerschneidung und Fragmentierung zu bewahren. 

Die Änderung von Grünfläche in Wald wird innerhalb des Freiraums vollzogen, es werden 
keine neuen Bauflächen geschaffen. Dem Erhalt der Funktionsfähigkeit des Freiraumes – 
Ziel 17 – wird durch diese Planänderung also entsprochen. 

Grundsatz 22: Freiraumfunktionen bei Planungen und Maßnahmen berücksichtigen 

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll auf die Funktionsfähigkeit des 
Freiraumes als Lebensraum für Tiere und Pflanzen und ökologischer Verbindungsraum, 
Raum mit Bodenschutzfunktionen, klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum, Raum 
mit regionalen und überregional bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktionen, Raum für 
landschaftsorientierte Erholung, Sport und Freizeitnutzung, Raum für Land- und Forstwirt-
schaft, Identifikationsraum durch historisch gewachsene Kulturlandschaft sowie als gliedern-
der Raum für Siedlungsgebiete Rücksicht genommen werden. 

Neben der planerischen Sicherung des Waldbereiches hat das vorliegende Änderungsverfah-
ren - im Zusammenhang mit der Außenbereichssatzung - die Bestandssicherung der modera-
ten und stark aufgelockerten Bebauung zum Ziel. Dem Grundsatz 22 wird entsprochen, da die 
hier aufgeführten Freiraumfunktionen durch diese Planung nicht beeinträchtigt werden. 

Ziel 18: Sicherung, Vernetzung und Entwicklung Regionaler Grünzüge 

(1) Die Regionalen Grünzüge sind als wesentliche Bestandteile des regionalen Freiraumsys-
tems zu sichern, zu erweitern und zu vernetzen. 

(2) Planungen und Maßnahmen, die die Aufgaben und Funktionen der Regionalen Grünzüge 
beeinträchtigen, sind nicht zulässig. Einrichtungen der Infrastruktur und Nutzungen, die von 
der Sache her ihren Standort im Freiraum haben und nicht außerhalb von Regionalen Grün-
zügen verwirklicht werden können, sind auch in den Regionalen Grünzügen zulässig. Die 
nachfolgenden konkreten Planungen sind dabei so durchzuführen, dass die Durchgängigkeit 
der Regionalen Grünzüge bestehen bleibt. 

(3) Das Regionale Grünzugsystem ist durch Planungen und Maßnahmen zur qualitativen öko-
logischen Aufwertung des Freiraumes, zum Wiederaufbau von zerstörter oder beeinträchtigter 
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Landschaft sowie durch die Vernetzung vereinzelt vorhandener ökologischer Potenziale zu 
entwickeln und zu verbessern. 

Durch die Änderung der Darstellung von Grünfläche in Wald bleibt der Änderungsbereich Teil 
des Freiraums, der überlagernde Regionale Grünzug bleibt somit unverändert bestehen. Be-
zogen auf den Änderungsbereich wird die Durchgängigkeit des Regionalen Grünzuges nicht 
beeinträchtigt, das Plangebiet bleibt Bestandteil des Broich-Speldorfer Waldes. Dem Ziel 18 
wird entsprochen. 

Ziel 20: Waldfunktionen 

(1) Der Wald ist hinsichtlich seiner Funktionen wie Immissionsschutz, Wasserschutz, Biotop- 
und Artenschutz, Sichtschutz sowie im Hinblick auf seine Bedeutung für das Klima, den Bo-
den, die landschaftsorientierte Erholung, Sport- und Freizeitnutzung und seine wirtschaftlichen 
Nutzungsmöglichkeiten zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

(2) Wald darf nur dann für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden, wenn die an-
gestrebten Nutzungen nicht außerhalb des betroffenen Waldbereiches realisierbar sind. Im 
Falle einer Inanspruchnahme sind Ersatzaufforstungen vorzunehmen, die die auftretenden 
Flächenverluste mittelfristig ausgleichen. 

Durch die neue Darstellung von Wald soll hochwertiger Freiraum - über die anderen gesetzli-
chen Regelungen hinaus (Bundeswaldgesetz, Landesforstgesetz NRW) - auch im RFNP lang-
fristig gesichert werden. Die in Ziel 20 aufgezählten Waldfunktionen werden durch diese 
Planänderung nicht beeinträchtigt. 

Die vorliegende RFNP-Änderung steht im Einklang mit den vorgenannten regionalplaneri-
schen Zielen und Grundsätzen des RFNP.  

2.4 Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Im Regelfall ist nach § 34 LPlG für Flächennutzungspläne bzw. Flächennutzungsplanände-
rungen und für nicht aus dem FNP entwickelte Bebauungspläne ein landesplanerisches An-
passungsverfahren durchzuführen. Zur Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung hat die Gemeinde dazu bei der Regionalplanungsbehörde anzufragen, welche 
Ziele für den Planungsbereich vorliegen. Der Regionalplan und damit auch der regionalplane-
rische Inhalt des RFNP, den die Planungsgemeinschaft in eigener Verantwortung festlegt, 
nehmen hingegen nicht am landesplanerischen Zielanpassungsverfahren teil. 

Für die bauleitplanerischen Inhalte des RFNP ist nach Auffassung des RVR als Regionalpla-
nungsbehörde ebenfalls kein landesplanerisches Zielanpassungsverfahren erforderlich. Der 
RVR ist am Verfahren ohnehin beteiligt (siehe auch 6.2). Des Weiteren ist eine Genehmigung 
der RFNP-Änderung durch die Landesplanungsbehörde erforderlich, so dass eine Prüfung der 
landesplanungsrechtlichen Belange sichergestellt ist (s. 6.4). 

2.5 Darstellungen/Festsetzungen des Landschaftsplanes/der Landschaftspläne 

Der Änderungsbereich liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplans der Stadt Mülheim an 
der Ruhr. Im nördlichen Teil wird der Änderungsbereich auf einer Fläche von ca. 1,2 ha von 
der Festsetzung eines Landschaftsschutzgebietes überlagert. Dieser überlagernde Anteil ist 
deckungsgleich mit der BSLE-Festlegung des RFNP. Östlich und westlich grenzt das Plange-
biet an zwei geschützte Landschaftsbestandteile mit den Festsetzungsnummern 2.4.2.4 und 
2.4.2.5. 

In der Karte der Entwicklungsziele befindet sich der Änderungsbereich im Entwicklungs-
raum 1.4 „Broich-Speldorfer Wald“. Die textlichen Festsetzungen umfassen folgende Ziele der 
Landschaftsentwicklung:  

- Ökologisch orientierte Waldbewirtschaftung; längerfristiger Ersatz der nicht heimischen 
Gehölze durch Arten der potentiellen natürlichen Vegetation 
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- Erhalt und Entwicklung der Amphibien- und Reptilienlebensräume 

- Keine weitere Versiegelung von Flächen durch Wegebefestigungen oder bauliche Maß-
nahmen 

- Beachtung der denkmalpflegerischen Belange der "Broich-Speldorfer Wald- und Garten-
stadt" 

Die RFNP-Änderung befindet sich im Einklang mit diesen Vorgaben des Landschaftsplans. 

2.6 Bebauungsplanung / Satzungen gemäß BauGB 

Die für den Bereich rund um den Uhlenhorstweg in den Jahren 1907/1908 aufgestellte ver-
bindliche (Bauleit-)Planung ist in den letzten 100 Jahren, offenbar durch Kriegseinwirkung auf 
den Aufbewahrungsort der Bebauungspläne bei der Stadtverwaltung Mülheim an der Ruhr 
(vermutlich Zerstörung durch Bomben/Brand im Jahr 1943), verloren gegangen und nicht 
mehr rekonstruierbar. Die genehmigten Gebäude sind rechtmäßig entstanden und sollen in 
ihrem Bestand gesichert werden. Im Änderungsbereich wurde seit Einführung des BauGB 
kein rechtskräftiger Bebauungsplan aufgestellt. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes ist 
auch zukünftig nicht vorgesehen.  

Am 08.06.2017 hat der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr die Aufstellung der Außenbe-
reichssatzung „Broicher Waldweg/Am großen Berg“ gem. § 35 Abs. 6 BauGB beschlossen. 
Aufgrund dieser Satzung kann Wohnzwecken dienenden Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB 
nicht entgegengehalten werden, dass sie den Darstellungen des Regionalen Flächennut-
zungsplanes über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen und die Entste-
hung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten lassen.  

3 Gegenstand der Änderung 

3.1 Geltungsbereich, Lage und Beschreibung des Änderungsbereiches 

Der ca. 12,6 ha große Änderungsbereich liegt größtenteils im Stadtteil Broich, der nordwestli-
che Teil liegt im Stadtteil Speldorf. Begrenzt wird der Änderungsbereich in etwa durch den 
Uhlenhorstweg im Süden, den Broicher Waldweg im Westen, die Straße Am Großen Berg im 
Osten und den Fasanenweg bzw. den Ehrenfriedhof im Norden. Über diese Straßen wird das 
Gebiet auch erschlossen, die Anbindung an das überörtliche Straßennetz erfolgt insbesonde-
re über den Uhlenhorstweg.  

Das Plangebiet verfügt über einen weitgehend durchgängigen Baumbestand, der größtenteils 
nur durch die Gärten der Villengrundstücke unterbrochen wird. Im westlichen Teil des Plange-
bietes befinden sich vier Villengrundstücke und im östlichen Teil befinden sich acht Villen-
grundstücke. Das Gebäude Uhlenhorstweg 18, eine Landhausvilla in Backstein von 1937, 
steht unter Denkmalschutz. Der zentrale Bereich des Änderungsgebietes ist weitgehend dem 
Freiraum vorbehalten, bis auf die Wendeschleife der Straßenbahnlinie 102 im Süden und ei-
nem Behelfsparkplatz nördlich davon. Im Nordwesten schließt das Plangebiet an einen Sied-
lungsbereich des Stadtteils Speldorf an. Nördlich des Änderungsbereichs befindet sich der 
Ehrenfriedhof, eine Kriegsgräberanlage, auf der nicht mehr beigesetzt wird; dieser steht seit 
1988 unter Denkmalschutz. Nach Süden – auf der anderen Straßenseite des Uhlenhorstwegs 
– schließt das Plangebiet an einen Sportplatz, eine Tennisanlage und eine Reitanlage an. 
Ansonsten ist das Plangebiet von Wald umgeben.  

3.2 Änderung der zeichnerischen Darstellung/Festlegung  

Im Änderungsbereich wird die zeichnerische Darstellung bzw. Festlegung von Grünflächen / 
Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche (AFAB) in Wald / Waldbereiche geändert. Die über-
lagernden Festlegungen Regionaler Grünzug und – lediglich am Nordrand des Änderungsbe-
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reiches – Bereiche zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung (BSLE) 
bleiben unverändert bestehen.  

Die Nachrichtliche Übernahme der Wasserschutzzone III B („Über die Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausgehende Einzugsgebiete (Zone III B)“) bleibt eben-
falls unverändert bestehen. 

3.3 Auswirkung der Änderung auf den flächennutzungsplanerischen und den regio-
nalplanerischen Teil des RFNP 

Das Änderungsverfahren betrifft sowohl den regionalplanerischen als auch den flächennut-
zungsplanerischen Teil des RFNP. 

3.4 Bedarfsnachweis 

Es werden keine neuen Bauflächen oder Siedlungsbereiche festgelegt bzw. dargestellt, des-
wegen ist ein Bedarfsnachweis nicht erforderlich.  

3.5 Alternative Entwicklungsmöglichkeiten 

Als Alternative zur geplanten Änderung der  Grünflächendarstellung in Wald könnte eine 
Wohnnutzung (W / ASB) in Betracht gezogen werden, da die Fläche an einen bestehenden 
Siedlungsbereich anschließt. Diese Alternative ist aber mit erheblichen Schwierigkeiten behaf-
tet, da der Ausgleich von Wald eine große Herausforderung darstellt. Des Weiteren liegt die 
Fläche in einem Regionalen Grünzug (Vorranggebiet), ein landesplanerisches Zielanpas-
sungsverfahren wäre erforderlich.  

Die Beibehaltung der Grünflächendarstellung (planerischer Status-Quo) hätte zur Folge, dass 
von den Erleichterungen des § 35 Abs. 6 BauGB nur bezüglich des Belangs der Splittersied-
lung Gebrauch gemacht werden kann und Umbauten oder Ersatzneubauten diese Darstellung 
im RFNP einzelfallbezogen entgegengehalten werden könnte. 

Die Stadt Mülheim an der Ruhr möchte also - im Zusammenhang mit der Außenbereichssat-
zung - die planerische Sicherung dieses Waldbereiches mit der Bestandssicherung der villen-
artigen Baustruktur kombinieren.  

4 Darstellung von (änderungsbezogenen) Gutachten oder Studien 

Es liegen keine änderungsbezogenen Gutachten oder Studien vor, da die Änderung innerhalb 
der Freiraumkategorien vollzogen wird und lediglich eine Bestandssicherung darstellt. Zu-
nächst sichert diese RFNP-Änderung die vorhandenen Waldbestände im Plangebiet. In Kom-
bination mit der Außenbereichssatzung werden im Plangebiet Änderungen an der vorhande-
nen Gebäudesubstanz oder auch die Errichtung von Ersatzneubauten erleichtert.  

Jedoch wird auch in der Kombination der RFNP-Änderung einerseits und der Außenbereichs-
satzung andererseits Baurecht geschaffen. Alle Vorhaben im Plangebiet sind nach § 35 
BauGB zu beantragen. Erforderliche Gutachten und fachgutachterliche Stellungnahmen wer-
den im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in Abstimmung mit den zuständigen Fach-
behörden erstellt.  

5 Sonstige Belange 

5.1 Technische Infrastruktur 

Am südlichen Rand des Änderungsbereichs (Uhlenhorstweg) verlaufen eine Hauptabwasser-
leitung und die Straßenbahnlinie 102 mit Wendeschleife und der Endhaltestelle „Uhlenhorst“. 
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5.2 Bodendenkmalpflege 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfun-
de, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Unterer Denkmalbehörde und dem LVR-
Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Xanten, unverzüglich anzuzeigen 
und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten 
(§ 15 u. 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden 
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Rheinland ist berechtigt, das Bodendenkmal zu 
bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu 
nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW). Diese Ausführungen beziehen sich auf die Durchführung 
des Vorhabens. Im Rahmen der Umweltprüfung zum RFNP-Änderungsverfahren wird im Vor-
feld geprüft, ob sich Anhaltspunkte in Bezug auf potenzielle Bodendenkmale ergeben. 

5.3 Verbandsgrünflächen 

Der Änderungsbereich liegt in der Verbandsgrünfläche MH 5. 

6 Verfahrensablauf 

6.1 Bisheriges Verfahren/Verfahrensschritte 

Das Änderungsverfahren wurde im Zeitraum vom 17.04. – 17.05.2018 durch gleichlautenden 
Beschluss der Räte der an der Planungsgemeinschaft beteiligten Städte eingeleitet. Auf 
Grundlage des gleichlautenden Ratsbeschlusses wurde das Scoping zur Ermittlung von Um-
fang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung und die frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Zeitraum 12.06. – 13.07.2018 durchgeführt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 25.06. – 25.07.2018 durchgeführt. Die 
Ergebnisse sind in den Umweltbericht eingeflossen.  

6.2 Einvernehmen des RVR 

Seit Oktober 2009 ist der Regionalverband Ruhr (RVR) zuständiger Träger der staatlichen 
Regionalplanung im Ruhrgebiet. Der RVR erarbeitet daher derzeit einen Regionalplan für das 
gesamte Ruhrgebiet, der den RFNP in seiner Teilfunktion als Regionalplan ablöst. Nach der 
Überleitungsvorschrift zum RFNP des § 39 LPlG kann die Planungsgemeinschaft den RFNP 
nach den Vorschriften des § 25 LPlG-alt ändern. Diese Regelung gilt bis zum Aufstellungsbe-
schluss (hierbei handelt es sich nach LPlG um den abschließenden Planbeschluss) des Regi-
onalplans Ruhr durch die Verbandsversammlung des RVR. Hinsichtlich der regionalplaneri-
schen Inhalte des RFNP ist seit dem verfahrenseinleitenden Erarbeitungsbeschluss des Regi-
onalplans Ruhr am 06.07.2018 das Einvernehmen mit dem RVR herzustellen.  

Der Verbandsversammlung des RVR wird im Rahmen des Verfahrens Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben und das Einvernehmen mit dem RVR somit hergestellt. 

6.3 Umgang mit den Stellungnahmen 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Bürger sind 
keine wesentlichen Bedenken vorgetragen worden, die zu einer Änderung der Planung ge-
führt haben. Aufgrund vorgetragener Hinweise und Anregungen von beteiligten Trägern öf-
fentlicher Belange wurde die Begründung entsprechend angepasst. Eine Änderung der Plan-
darstellung erfolgte nicht.  
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6.4 Weiteres Verfahren 

Auf der Grundlage der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Bürger 
wurde der Entwurf zur Änderung des RFNP erarbeitet. Dieser ist Grundlage des Beschlusses 
zur öffentlichen Auslegung und der anschließenden förmlichen Offenlage selbst. Gemäß § 19 
Abs. 3 LPlG sind fristgemäß vorgebrachte Stellungnahmen bestimmter Beteiligter mit diesen 
anschließend zu erörtern, wobei ein Meinungsausgleich anzustreben ist. Bei wesentlichen 
Änderungen des Planentwurfs nach der Offenlage ist gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 13 
Abs. 3 LPlG erneut auszulegen. Mit dem Aufstellungsbeschluss (entspricht nach LPlG dem 
abschließenden Planbeschluss) wird das RFNP- Änderungsverfahren beendet. Danach ist die 
Genehmigung durch die Landesplanungsbehörde erforderlich. Mit Veröffentlichung der erteil-
ten Genehmigung im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW und in den amtlichen Verkün-
dungsorganen der Städte wird die Änderung des RFNP Ziel der Raumordnung bzw. wirksam. 

7 Flächenbilanz / Monitoring 

bestehende Darstellung 

Fläche 
(ha) 

neue Darstellung 

Fläche 
(ha) FNP- Ebene Regionalplan-Ebene FNP- Ebene Regionalplan-Ebene 

Grünfläche Allgemeiner Freiraum- 
und Agrarbereich 
(AFAB) 

12,6 Wald Waldbereiche 12,6 

 (Regionaler Grünzug) (12,6)  (Regionaler Grünzug) (12,6) 

 (Bereiche zum Schutz 
der Landschaft und der 
landschaftsorientierten 
Erholung (BSLE)) 

(1,2)  (Bereiche zum Schutz 
der Landschaft und der 
landschaftsorientierten 
Erholung (BSLE)) 

(1,2) 

Summe 12,6 Summe 12,6 

 
Nach § 4 c des Baugesetzbuches, dem § 8 (4) Raumordnungsgesetz und dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 45 UVPG) sind die erheblichen Auswirkungen der Durch-
führung der Pläne und Programme auf die Umwelt zu überwachen, um insbesondere frühzei-
tig unvorhergesehene, negative Auswirkungen zu ermitteln und geeignete Abhilfemaßnahmen 
ergreifen zu können. 

Die Durchführung des RFNP erfolgt in nachgeordneten, konkretisierenden Planungs- und Re-
alisierungsstufen, sodass (unvorhergesehene) erhebliche Umweltauswirkungen frühestens im 
Rahmen der nachfolgenden Planungsstufen erkennbar werden und erst mit deren Durchfüh-
rung tatsächlich eintreten. Detaillierte Überwachungsmaßnahmen können somit erst im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung  bzw. nachfolgenden Planungs- u. Genehmigungsebe-
nen festgelegt werden. Sofern sich eine Relevanz ergibt, fließen die dortigen Ergebnisse wie-
derum in das Monitoring zum RFNP ein. 

Das Monitoringkonzept für den RFNP (Gesamtplan) ist so aufgebaut, dass mit Hilfe von un-
terschiedlichen Bausteinen die gesamträumlichen Auswirkungen der Planung erfasst werden 
können (siehe Kapitel 11.2 des Umweltberichts im Rahmen der Aufstellung des RFNP i. d. F. 
der Bekanntmachung). Bei der Durchführung des Monitorings wird dann im Einzelfall über-
prüft, ob die in der genehmigten Fassung festgelegten Überwachungsinstrumente oder Indika-
toren (siehe Kapitel 11, dortige Tabelle 21) an neue Erkenntnisse anzupassen sind. Es kön-
nen jeweils nur die Indikatoren herangezogen werden, für die zu dem Zeitpunkt des Monito-
rings aktuelle Informationen vorliegen.  

Zur Auswertung der ermittelten Daten werden über die aufgeführten umweltrelevanten Daten 
hinaus die Ergebnisse der Raumbeobachtung herangezogen. Bei Bedarf wird innerhalb der 
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Planungsgemeinschaft eine Monitoringkonferenz durchgeführt, um zu ermitteln, welche Rele-
vanz die festgestellten Umweltauswirkungen für den RFNP haben. 

Die Änderungen der Flächenbilanzen des Gesamtplanes im Zusammenhang mit den laufen-
den Änderungsverfahren werden als "gesamträumliche Betrachtung" ebenfalls im Rahmen 
des Monitorings fortgeschrieben. 

Das Monitoring des RFNP begann gemäß genehmigter Fassung erstmalig sechs Jahre nach 
Rechtswirksamkeit des Planes, d. h. 2016 und wurde im August 2017 fertiggestellt. 
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Beteiligter: Amprion GmbH Eingang: 16.07.2018 
ID-Nr.: 200 Nummer der Anregung: 45 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Im Geltungsverfahren des Änderungsverfahrens MH 36 befinden sich 
keine Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmens.  
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen 
aus heutiger Sicht nicht vor.   

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 
Beteiligter: Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW Eingang: 17.07.2018 
ID-Nr.: 13 Nummer der Anregung: 48 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Das angezeigte Planänderungsgebiet befindet sich außerhalb 
bestehender Bergbauberechtigungen. Bergbau ist im Planbereich nach 
den hier vorliegenden Unterlagen nicht umgegangen. 
Zu der Flächennutzungsplanänderung werden daher von hier keine 
Anregungen oder Bedenken vorgetragen. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.   

 
Beteiligter: Bezirksregierung Düsseldorf Eingang: 12.07.2018 
ID-Nr.: 15 Nummer der Anregung: 36 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Dezernat 35 (Denkmalangelegenheiten): 
Gegen die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplan 35 E  
Pferdebahnstraße / Berthold-Beitz-Boulevard (ESSEN 51) und 36 MH 
Uhlenhorstweg / Fasanenweg in den Städten Essen und Mülheim im 
Regierungsbezirk Düsseldorf bestehen keine Bedenken, da sich im 
Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder Bodendenkmäler 
befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht des Landes oder 
Bundes stehen.  
Da die Zuständigkeiten des Dezernates 35.4 nur für Denkmäler im 
Eigentums- oder Nutzungsrecht des Landes oder Bundes gegeben 
sind, wird empfohlen -falls nicht bereits geschehen- den LVR -Amt für 
Denkmalpflege im Rheinland- in Pulheim und den LVR -Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland- in Bonn sowie die zuständige 
kommunale Untere Denkmalbehörde zur Wahrung sämtlicher 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Untere Denkmalbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr wurde 
bereits im Verfahren beteiligt und hat die denkmalrechtlichen Belange 
geprüft.  
Eine Beteiligung des LVR hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
stattgefunden. Bedenken wurden nicht geäußert.  
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denkmalrechtlicher Belange zu beteiligen 
 
Dezernat 53 (Immissionsschutz): 
Gegen das Änderungsverfahren bestehen nach Prüfung der Belange 
im Zuständigkeitsbereich des Dezernats 53 keine Bedenken. 
 
Ansprechpartner:  
Belange des Immissionsschutzes, Luftreinhalteplanung (Dez. 53.1)  
- Herr Hoge wilm.hoge@brd.nrw.de Tel.: 0211/ 475-2941 
 
Ansprechpartner:   
Belange des Immissionsschutzes, land-use planning (Dez. 53.1)  
- Herr Bickmann ludger.bickmann@brd.nrw.de Tel.: 0211/ 475-9153  
 
Aus Sicht meiner Fachdezernate 25 Verkehr, 26 Luftverkehr, 
33 Ländliche Entwicklung, Bodenordnung, 51 Natur- und 
Landschaftsschutz, Fischerei, 52 Abfallwirtschaft -einschl. 
anlagenbezogener Umweltschutz- und 54 Wasserwirtschaft -einschl. 
anlagenbezogener Umweltschutz- werden keine weiteren Anregungen 
gegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 
Beteiligter: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr 
Eingang: 13.06.2018 

ID-Nr.: 257 Nummer der Anregung: 08 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
von der im Betreff genannten Maßnahme, bei gleichbleibender Sach- 
und Rechtslage, ist die Bundeswehr berührt und betroffen. Der 
Planungsbereich im Interessensbereich der 
Luftverteidigungsradaranlage Marienbaum.  
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen –einschl. 
untergeordneter Gebäudeteile -eine Höhe von 30 m über Grund nicht 
überschreiten.  
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, 
bitte ich in jedem Einzelfall mir die Planungsunterlagen –vor Erteilung 
einer Baugenehmigung- zur Prüfung zuzuleiten.  

Im Zusammenhang mit einer Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) 
BauGB soll die grundsätzliche Möglichkeit geschaffen werden, beim 
historischen Gebäudebestand im Änderungsbereich 
Sanierungsmaßnahmen und Um- und Anbauten zu ermöglichen; im 
Einzelfall ggfls. auch Ersatzneubauten.  
In dieser Außenbereichssatzung wird eine Bebauung mit maximal zwei 
Vollgeschossen festgelegt, so dass eine Höhe von 30 m über Grund 
nicht überschritten wird.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.    

20 von 30 in Zusammenstellung



3 

 

Seitens der Bundeswehr gibt es keine Einwände oder Bedenken gegen 
das Vorhaben. 

 
Beteiligter: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr 
Eingang: 14.06.2018 

ID-Nr.: 257 Nummer der Anregung: 09 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
gegen die im Betreff genannte(n) Maßnahme(n) hat die Bundeswehr 
folgende Bedenken bzw. Einwände. 
Die von Ihnen beabsichtigte(n) Maßnahme(n) befindet / befinden sich 
- im Bereich der Luftverteidigungsanlage Marienbaum 
(35 E und 36 MH) 
Höhenbeschränkung für 35 E = 270 Meter üNN 
Höhenbeschränkung für 36 MH = 237 Meter üNN 
Die Belange der Bundeswehr sind somit ggf. mehrfach berührt 
in welchem Umfängen Belange der Bundeswehr betroffen sind, kann 
ich erst feststellen, wenn im Rahmen z.B. eines Bebauungsplanes 
konkrete Bereiche ausgewiesen werden. Erst dann ist es möglich in 
Rücksprache mit meinen zu beteiligenden militärischen 
Fachdienststellen, eine dezidierte Stellungnahme vorzulegen.  
 
Grundsätzlich gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen - 
einschließlich untergeordneter Gebäudeteile - eine Höhe von 30 m 
nicht überschreiten.  
 
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, 
bitte ich in jedem Einzelfalle mir die Planungsunterlagen - vor Erteilung 
einer Baugenehmigung - zur Prüfung zuzuleiten.  
Ich bitte Sie, mich im Verfahren weiter zu beteiligen. 

Im Zusammenhang mit einer Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) 
BauGB soll die grundsätzliche Möglichkeit geschaffen werden, beim 
historischen Gebäudebestand im Änderungsbereich 
Sanierungsmaßnahmen und Um- und Anbauten zu ermöglichen; im 
Einzelfall ggfls. auch Ersatzneubauten.  
In dieser Außenbereichssatzung wird eine Bebauung mit maximal zwei 
Vollgeschossen festgelegt, so dass eine Höhe von 30 m über Grund 
nicht überschritten wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Beteiligter: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Eingang: 28.06.2018 
ID-Nr.: 36 Nummer der Anregung: 23 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Folgende Punkte bitten wir zu berücksichtigen, bzw. mit aufzunehmen: 
Kein Anspruch auf Schutz vor Immissionen aus dem Bahnbetrieb; 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen 
entstehen Immissionen. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf 
Schutz- oder Ersatzmaßnahmen können gegen die DB AG nicht 
geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke eine planfestgestellte 
Anlage ist. Spätere Nutzer sind frühzeitig und in geeigneter Weise auf 
die Beeinflussungsgefahr hinzuweisen. 

Der Änderungsbereich befindet sich nicht in der Nähe von 
Eisenbahnbetriebsanlagen der Deutsche Bahn AG. 
Eine Beteiligung des Trägers in nachfolgenden Verfahren würde nur 
erfolgen, sofern Flächen und Anlagen der DB AG betroffen sind bzw. 
sein könnten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.     
    

 
Beteiligter: Deutscher Wetterdienst Eingang: 26.06.2018 
ID-Nr.: 42 Nummer der Anregung: 17 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Der DWD hat keine Einwände gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, 
da keine Standorte des DWD beeinträchtigt werden bzw. betroffen sind. 
Ich möchte Sie allerdings darauf hinweisen, dass aus Sicht des 
Deutschen Wetterdienstes die Auswirkungen des Vorhabens auf das 
Schutzgut Klima zu berücksichtigen sind. Das Vorhaben ist so zu 
gestalten, dass erhebliche ungünstige Auswirkungen auf das Klima und 
das Lokalklima vermieden werden. Zusätzlich ist bei dem Vorhaben im 
Sinne des Baugesetzbuches den Aspekten des Klimaschutzes und 
denen der Anpassung an den Klimawandel Rechnung zu tragen. 

Im Rahmen der RFNP-Änderungen werden die Planungen bezogen auf 
das Schutzgut Klima im Umweltbericht geprüft. Die voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen werden beschrieben und bewertet.  
Der Umweltbericht führt zum Schutzgut Klima folgendes aus: 
„Die RFNP-Änderung hat auf das Schutzgut Klima insgesamt positive 
Auswirkungen. Mit der Darstellung von Wald im RFNP bleibt dieser als 
hochwertiger Freiraum und wichtige Kohlenstoffsenke gesichert. […]“ 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
    

 
Beteiligter: E.ON SE Eingang: 04.07.2018 
ID-Nr.: 51 Nummer der Anregung: 30 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Der o. a. genannte Planbereich liegt außerhalb des stillgelegten 
Bergwerkseigentums der E.ON SE. Der zuständige 
Bergwerkseigentümer ist uns nicht bekannt.  
Auskunft über den zuständigen Bergwerksbesitzer erhalten Sie bei der 
Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 „Bergbau und Energie in NRW“, 

Die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 „Bergbau und Energie in 
NRW“ wurde im Verfahren beteiligt. Es wurden keine Bedenken 
geäußert. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Geobenstraße 25, 44135 Dortmund. 
Wir empfehlen daher, die Anfrage bezüglich Anpassungs- und 
Sicherungsmaßnahmen an diese Behörde zu richten.  

 
 

 
Beteiligter: Geologischer Dienst NRW Eingang: 22.06.2018 
ID-Nr.: 90 Nummer der Anregung: 15 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
zu den o.g. Verfahren gebe ich die folgenden Hinweise: 
Auskunftssystem „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in 
Nordrhein-Westfalen“ im Landesintranet NRW (GDU-
Behördenversion): 
Die GDU-Behördenversion auf Grundlage der „Verordnung über die 
Übermittlung von Daten zu Gefährdungspotenzialen des Untergrundes 
an öffentliche Stellen“ (UntergrundDÜVO NRW) ermöglicht einen 
Zugang zu grundstücksscharfen Informationen zum Untergrund. Die 
„GDU-Behördenversion“ steht öffentlichen Stellen zur Verfügung, die 
sich mit raumbezogenen Planungs- und vorhabenbezogenen 
Genehmigungsaufgaben, mit der Gefahrenabwehr sowie mit der 
Landesvermessung und Grundstückswertermittlung befassen. 
 
Das Auskunftssystem informiert über bergbaulich und geologisch 
bedingte Gefährdungspotenziale des Untergrundes, wie z.B. 
Hohlräume, Ausgasungen, Erdbebengefährdung u. a. Städte und 
Gemeinden können über das Dienstleistungsportal der 
Landesverwaltung für den Kommunalbereich in NRW 
(https://lv.kommunen.nrw.testa-de.net/GDU_Behoerde/) einen Zugang 
zur GDU-Behördenversion beantragen. 
Bei fachlichen Fragen bitte ich um Rücksprache mit Herrn Stefan 
Henscheid, GD-NRW, Tel. 02151-897-484 oder E-Mail: 
stefan.henscheid@gd.nrw.de. 
Baugrund / Ingenieurgeologie: 
Vor Beginn von Baumaßnahmen ist der Baugrund objektbezogen zu 
untersuchen und zu bewerten. Zur Klärung von Fragen möglicher 
bergbaulicher Einwirkungen ist eine Anfrage bei der Bezirksregierung 

 
 
 
 
Im Rahmen des Umweltberichts wurde das Plangebiet durch die Untere 
Bodenschutzbehörde betrachtet. Es wurde festgestellt, dass die 
Planung keine Auswirkungen auf das Schutzgut Boden hat. Weitere 
Hinweise wurden nicht gegeben.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Änderung des RFNP bereitet noch keine Baumaßnahmen vor. Die 
Betrachtung des Baugrundes ist auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung bzw. auf Ebene der Baugenehmigung zu betrachten. 
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Arnsberg, Abt. 6-Bergbau und Energie in NRW, zu stellen. Die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 „Bergbau und Energie in 
NRW“ wurde im Verfahren beteiligt. Es wurden keine Bedenken 
geäußert. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 
Beteiligter: Industrie- und Handelskammer zu Essen Eingang: 18.07.2018 
ID-Nr.: 100 Nummer der Anregung: 50 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Nach Abwägung des gesamtwirtschaftlichen Interesses haben wir 
grundsätzlich keine Bedenken gegen die vorgelegte Planung. 
In diesem Zusammenhang weisen wir jedoch ausdrücklich darauf hin, 
dass innerhalb des Plangebiets nicht ausschließlich Wohnnutzungen, 
sondern ebenfalls Mitgliedsunternehmen gelegen sind, deren 
gewerbliche Tätigkeiten grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden 
dürfen.  

Die Änderung des RFNP hat keine Auswirkungen auf bestehende, 
genehmigte Nutzungen innerhalb des Plangebiets.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
Beteiligter: Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW Eingang: 31.07.2018 
ID-Nr.: 123 Nummer der Anregung: 55 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Zu der geplanten Änderung der Darstellung einer bisherigen Grünfläche 
als Wald im Bereich Mülheim Uhlenhorstweg/ Fasanenweg gibt es von 
Seiten des LANUV derzeit keine weiteren Anmerkungen und Hinweise. 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
Beteiligter: Landesbüro der Naturschutzverbände NRW Eingang: 13.07.2018 
ID-Nr.: 136 Nummer der Anregung: 37 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Zur Änderung 36 MH werden keine Bedenken vorgetragen; die 
Änderung mit der zukünftigen Darstellung als WALD im 
Änderungsbereich wird begrüßt, da diese Darstellung die derzeitige 
Bestandssituation darstellt und dieser Waldbestand mit der Darstellung 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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im RFNP zukünftig gesichert wird. 

 
Beteiligter: Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein Eingang: 12.06.2018 
ID-Nr.: 142 Nummer der Anregung: 02 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Soweit von Ihren Plänen kein jüdischer Friedhof betroffen ist, stimmt 
der Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein dem o.g. 
Bauvorhaben zu. 

Nach Kenntnis der Planungsgemeinschaft ist durch die Planung kein 
jüdischer Friedhof betroffen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
Beteiligter: Landwirtschaftskammer NRW Eingang: 26.06.2018 
ID-Nr.: 159 Nummer der Anregung: 19 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Gegen das Änderungsverfahren 36 MH bestehen aus agrarstruktureller 
Sicht keine Bedenken, sofern keine Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
auf landwirtschaftlichen Flächen durch das Entfernen von 
Waldbeständen durch die vorhandene Bebauung (12 Gebäude) 
ausgelöst werden (siehe dazu die Hinweise auf Seite 3 ff.). 
[…] 
Hinweise  
Im Verlauf der weiteren Planung werden Kompensationsflächen für die 
Eingriffe in Natur und Landschaft sowie artenschutzbezogene 
Maßnahmen erforderlich (vgl. § 13 ff BNatSchG). Um eine 
landwirtschaftsschonende Umsetzung solcher Maßnahmen zu 
gewährleisten, sollte die die Aufwertung vorhandener Naturräume 
(auch am Gewässer- und Uferrandbereich im Rahmen der WRRL)*, 
Maßnahmen der Landschaftsplanung, Ökokonten oder 
produktionsintegrierte Kompensation unter Begleitung der „Stiftung 
Westfälische Kulturlandschaft“ erfolgen.  
Die ggf. erforderlich werdenden Kompensationsmaßnahmen sind in 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Durch diese Änderung des RFNP werden keine landwirtschaftlichen 
Flächen einer anderen Nutzung zugeführt.  
 
Im Zusammenhang mit einer Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) 
BauGB soll die grundsätzliche Möglichkeit geschaffen werden, beim 
historischen Gebäudebestand im Änderungsbereich 
Sanierungsmaßnahmen und Um- und Anbauten zu ermöglichen; im 
Einzelfall ggfls. auch Ersatzneubauten. Ggf. erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen sind auf Ebene des 
Baugenehmigungsverfahrens zu ermitteln und festzulegen.  
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enger Abstimmung mit der Landwirtschaft durchzuführen.  […]  

 
 
Beteiligter: LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim  Eingang: 13.07.2018 
ID-Nr.: 148 Nummer der Anregung: 40 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Die Belange der Baudenkmalpflege sind in beiden Teilplanungen 
betroffen. Sowohl im Planungsgebiet der RFNP- Änderung 35 E als 
auch im Planungsgebiet der RFNP- Änderung 36 MH befinden sich 
Baudenkmäler, die in der Planungsbegründung nicht gewürdigt wurden 
(unter 5.1 bzw. 5.2 werden Bodendenkmäler erwähnt, Baudenkmäler 
jedoch nicht). Ich bitte um eine nachrichtliche Übernahme der Objekte: 
eh. Zeche Helene & Amalie in 35 E und das Wohngebäude 
Uhlenhorstweg 18 In 36 MH. 
[…] 
In Umweltbericht zur 36 MH wird das Objekt Wohngebäude 
Uhlenhorstweg 18 als Denkmal gemäß § 3 DSchG NRW berücksichtigt 
und mit dem Garten beschrieben. Aufgrund der Umsetzung der von 
Ihnen beschriebenen Planungsziele ist eine Beeinträchtigung des 
Denkmals nicht zu erwarten. Dennoch möchte ich auch hier um die 
weitere Beteiligung in künftigen Planungsverfahren bitten. 

Die Begründung wurde um die Beschreibung des Denkmals 
Uhlenhorstweg 18 ergänzt.  
Eine nachrichtliche Übernahme des Denkmals erfolgt auf Ebene des 
RFNP nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

 
 
Beteiligter: Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes 

NRW - Landesplanungsbehörde 
Eingang: 01.08.2018 

ID-Nr.: 168 Nummer der Anregung: 57 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Aufgrund einer Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf werden 
folgende Hinweis zum o. g. Vorentwurf weitergegeben:  
Das Thema Artenschutz wird im Umweltbericht (Vorentwurf) zur RFNP-
Änderung sehr knapp behandelt. Es ist angegeben, dass das 

Mit dieser Änderung des RFNP  erfolgt die Änderung der 
Plandarstellung von Grünfläche in Wald entsprechend der in der 
Örtlichkeit vorzufindenden Situation. Die Festlegung als Regionaler 
Grünzug sowie als Bereich zum Schutz der Landschaft und der 
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Vorkommen besonders und streng geschützter Arten im 
Änderungsbereich anzunehmen ist. Gleichzeitig wird aber lediglich 
festgestellt, dass eine artenschutzrechtliche Prüfung, wegen der 
fehlenden Betroffenheit durch die Änderung der Darstellung von 
Grünfläche in Wald, nicht erforderlich sei. Nach der 
Handlungsempfehlung „Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der 
baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“ des MWEBWV und des 
MKULNV NRW vom 22.12.2010 genügt in der 
Flächennutzungsplanung eine überschlägige Vorabschätzung des 
Artenspektrums und der Wirkfaktoren bezüglich der 
verfahrenskritischen Vorkommen (ASP Stufe 1). Die erforderlichen 
Angaben sind, der FNP-Ebene angemessen, im Umweltbericht 
darzulegen. Bei der Anpassung der Darstellung an den Bestand, ohne 
weitere geplante Vorhaben, könnte das Ergebnis dieser Vorprüfung 
sein, dass mangels Wirkfaktoren keine Beeinträchtigung 
möglicherweise vorkommender geschützter Arten entstehen kann. Im 
vorliegenden Fall wird allerdings einerseits tatsächlich von Vorkommen 
geschützter Arten ausgegangen und andererseits wird in Verbindung 
mit der verabschiedeten Außenbereichssatzung die Errichtung von 
Ersatzneubauten ermöglicht, da durch die Änderung der Belang des 
FNP mit Walddarstellung in diesem Bereich solchen Vorhaben nicht 
entgegengehalten werden kann. Die Aussage, dass durch die 
Änderung von Grünfläche in Wald keine der geschützten Arten 
betroffen sind, greift aus diesem Grund zu kurz. Zumindest im Bereich 
des Gebäudebestandes kann so bei Ersatzneubauten durch die RFNP-
Änderung indirekt eine Betroffenheit geschützter Arten ausgelöst 
werden. Daher wird angeregt, nähere Aussagen diesbezüglich in den 
Umweltbericht aufzunehmen (z. B. Vorgehensweise, Angaben zu den 
möglicherweise betroffenen Arten, Angaben zu den Wirkfaktoren, 
Ergebnis der Vorprüfung). 

landschaftsorientierten Erholung bleibt erhalten.  
Die Änderung des RFNP löst keine artenschutzrechtlichen 
Beeinträchtigungen aus. Vielmehr wird der in der Örtlichkeit vorhanden 
Wald nun auch über die Darstellung im RFNP gesichert.  
Zwar wird durch die Außenbereichssatzung in Verbindung mit der 
Darstellung der Flächen im RFNP als Wald eine Erleichterung der 
Änderung an Bestandsgebäuden und der Errichtung von 
Ersatzneubauten erreicht. Anders als ein Bebauungsplan schafft diese 
Satzung jedoch kein Baurecht. Belange des Artenschutzes werden 
daher bei der Umsetzung der Vorhaben – im Rahmen einer 
erforderlichen Baugenehmigung nach § 35 BauGB -  detailliert 
abgeprüft und ggf. artenschutzrechtliche Maßnahmen auf dieser Ebene 
getroffen.  
Der Abschnitt im Umweltbericht zum Thema planungsrelevante Arten 
wurde ergänzt.  
 
 
 

 
Beteiligter: PLEdoc GmbH Eingang: 28.06.2018 
ID-Nr.: 181 Nummer der Anregung: 21 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 

27 von 30 in Zusammenstellung



10 

 

Nr. 36 MH, Uhlenhorstweg / Fasanenweg in Mülheim an der Ruhr nicht 
betroffen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
Beteiligter: RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH Eingang: 13.06.2018 
ID-Nr.: 191 Nummer der Anregung: 6 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Von der vorgenannten Maßnahme werden weder unsere vorhandenen 
Anlagen noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen unseres 
Hauses betroffen. Falls für Ihre Maßnahme ein Ausgleich für den 
Eingriff in Natur und Landschaft gefordert wird, muss sichergestellt 
sein, dass dieser nicht im Schutzstreifen unserer Leitungen stattfindet. 
Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bitten wir 
um erneute Beteiligung. 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.   
 
 

 
Beteiligter: RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH Eingang: 20.07.2018 
ID-Nr.: 190 Nummer der Anregung: 52 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Gern teilen wir Ihnen mit, dass wir gegen die genannten Änderungen 
keine grundsätzlichen Bedenken haben. Wir gehen davon aus, dass 
unsere vorhandenen Anlagen in ihrer jetzigen Lage verbleiben können. 
Wir haben für Sie einen Planausschnitt mit den eingetragenen 
Linienführungen unserer vorhandenen Versorgungsleitungen 
vorbereitet. Die Lage und Tiefe der in den Planunterlagen 
eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel kann von der 
tatsächlichen Lage und Tiefe abweichen. Hausanschlussleitungen 
sind in unserem Versorgungsgebiet Eigentum der jeweiligen 
Grundstückseigentümer als Anschlussnehmer. Hierüber besitzen wir 
keine Planunterlagen. Unser Service-Point Mülheim, Telefon 0208 
4433206, kann Ihnen gern nach Terminvereinbarung die Lage der 
Leitungen in der Örtlichkeit anzeigen. RWW haftet nicht für unrichtige 
Planunterlagen. Wichtig ist bei Baumaßnahmen die Schutzanweisung 
für erdverlegte Anlagen der RWW Rheinisch- Westfälische 
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Wasserwerksgesellschaft, die bei Arbeiten im Bereich unserer Anlagen 
unbedingt zu beachten ist. Diese Anweisung liegt Ihnen vor. Bei Bedarf 
können wir Ihnen gern weitere Exemplare zur Verfügung stellen. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.   
 

 
Beteiligter: Thyssenkrupp Business Services GmbH in Auftrag der Krupp Hoesch Stahl 

GmbH 
Eingang: 11.07.2018 

ID-Nr.: 241 Nummer der Anregung: 34 

Anregung: Stellungnahme / Umgang mit der Anregung: 
Zum Änderungsverfahren „36 MH Uhlenhorst / Fasanenweg“ teilen wir 
Ihnen im Auftrag der Bergwerkseigentümerin, der Krupp Hoesch Stahl 
GmbH, mit, dass das Plangebiet außerhalb unseres 
Einwirkungsbereiches liegt. 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.   
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Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
 
Änderungsverfahren 36 MH - Uhlenhorstweg / Fasanenweg 
zum Regionalen Flächennutzungsplan 
 
 
 
 
Synopse der Anregungen im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit  
 
 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sind keine schriftlichen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
eingegangen 
 
 
 
Januar 2019 
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